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Änderungen im 
Schweizer Rech-
nungslegungsrecht 
 
Per 1. Januar 2013 ändert 
sich die Rechnungslegung 
in einigen Punkten. Ein-
schneidende Änderungen 
hat der Bundesrat nicht 
vorgenommen, aber fol-
gendes ist neu: 

• die Pflicht zur Buchfüh-
rung ist neu von der 
wirtschaftlichen Bedeu-
tung des Unternehmens 
abhängig und nicht 
mehr von der Rechts-
form. Das heisst, dass 
alle juristischen Perso-
nen, Einzelunterneh-
men und Personenge-
sellschaften mit einem 
jährlichen Umsatz von 
mindestens 500'000 
Franken zur Buchfüh-
rung verpflichtet sind. 

 
• Einzelunternehmen und 

Personengesellschaften 
mit einem Umsatz von 
weniger als 500'000 
Franken brauchen nur 
noch eine Einnahmen 
und Ausgaben-
rechnung zu erstellen. 
Dabei müssen die Auf-
wände und Erträge 
sachlich abgegrenzt 
sein. Unternehmen mit 
Nettoerlösen bis zu 
100'000 Franken kön-
nen auf die zeitliche 
Abgrenzung verzichten. 

 
• Die Buchführung kann 

in der Landeswährung 
oder in der für die Ge-

schäftstätigkeit we-
sentlichen Währung 
erfolgen. 

 
• Die Jahresrechnung 

kann in einer der Lan-
dessprachen oder in 
Englisch aufgestellt 
werden.  

 
• Die Aktivierung von 
Gründungs, Kapita-
lerhöhungs und Or-
ganisationskosten ist 
nicht mehr zulässig. 

 
• Aktiven mit einem 

Börsenkurs oder einem 
anderen beobachtbaren 
Marktpreis können zum 
Kurs oder Marktpreis 
am Bilanzstichtag 
bewertet werden, auch 
wenn dieser über dem 
Nennwert bzw. über 
dem Anschaffungspreis 
liegt. 

 

Die Übergangsfrist für das 
neue Rechnungslegungs-
recht beträgt zwei Jahre. 
(Quelle: Bundesamt für 

Justiz)���� 
 
 

 
 
 

Keine Konzessionen 
nötig für Funkgerä-
te ab 1.1.2013 

In Zukunft benötigt man 
für die Nutzung von draht-
losen Mikrofonen, Jeder-
mannsfunk (CB), Radar 
auf Schiffen und weiteren 
Anwendungen keine Kon-
zession mehr. Der Bundes-
rat hat die Ausweitung der 
Konzessionsbefreiungen 
auf diese Geräte ab 1. Ja-
nuar 2013 gutgeheissen. 
 
 

 
 
 

UID-Nummer in der 
Schweiz = Unter-
nehmensidentifika-
tionsnummer 
 
Bei Business-to-Business 
Geschäften müssen EU-
Unternehmen die UID-
Nummer aufführen. UID-
Nummer in Europa be-
deutet Umsatzsteuer-
identifikationsnummer. Es 
besteht Verwechslungsge-
fahr mit der schweizeri-
schen UID-Nummer, 
welche Unternehmens-
identifikationsnummer be-
deutet.  

Europäische Unternehmen 
verlangen manchmal bei 
Schweizer Unternehmen 
die UID-Nummer, obwohl 
die Schweiz nicht EU-
Mitglied ist. EU-
Unternehmen dürfen je-
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doch die Schweizer UID-
Nummer nicht verwenden. 
Dies kann sogar zu einem 
EU-Betrugsverfahren füh-
ren. Deshalb sollte einem 
EU-Geschäftspartner die 
schweizerische UID-Num-
mer nicht bekanntgegeben 
werden.  

Muss sich ein Schweizer 
Unternehmen gegenüber 
EU-Unternehmen als „Bu-
siness“ zu erkennen ge-
ben, kann auf der Websei-
te der ESTV unter 
www.estv.admin.ch/m
wst/dienstleistungen/0
0229 die „Unternehmer-
bescheinigung“ bestellt 
und diese dem EU-
Unternehmen übermittelt 
werden. ���� 
 
 

 
 
 
Lottogewinne bis 
1‘000 Franken 
steuerfrei 
 
Für die direkte Bundes-
steuer gilt diese neue Frei-
grenze ab 1. Januar 2013. 
Der Bundesrat hat die In-
kraftsetzung der entspre-
chenden Gesetzesände-
rungen auf diesen Termin 
hin beschlossen. 

Neben der Anhebung der 
Steuerfreigrenze gilt neu 
auch, dass 5 Prozent der 
Gewinne aus Lotterien als 
Einsatzkosten bei der di-
rekten Bundessteuer ab-
gezogen werden können. 
Dieser Abzug darf nicht 
höher als 5000 Franken 
sein. 

Auf Grund der Tarifauto-
nomie können die Kantone 
bei den kantonalen Steu-
ern 

• über die Höhe der Frei-
grenze, 

• des Prozentsatzes für 
den Abzug der Einsatz-
kosten und sowie 

• über einen allfälligen 
Abzugshöchstbetrag 
selber bestimmen. ���� 

 
 

Gleichstellungsge-
setz auch bei 
Absagen beachten 
 
Ein Unternehmen suchte 
per Inserat einen Teilzeit-
Mitarbeiter mit einem Pen-
sum von 20 bis 30 Prozent 
im Bereich Empfang/ Ad-
ministration/ Verkauf. Dar-
aufhin meldete sich eine 
Bewerberin, der man mit 
der Begründung absagte, 
es würde nur ein Mann ge-
sucht. Dies führte zu einer 
Klage über drei Monats-
löhne bei der paritätischen 
Schlichtungsbehörde für 
Streitigkeiten nach dem 
Gleichstellungsgesetz. 

Obwohl der Arbeitgeber 
geltend machte, dass es 
bei der ausgeschriebenen 
Tätigkeit um das Heben 
und Bewegen schwerer 
Lasten bis zu 200 kg ging, 
drang er nicht durch. Die 
Parteien akzeptierten eine 
Entschädigung von 1500 
Franken, dies angesichts 
des kleinen Teilzeitpen-
sums. 
 
 
AHV-Beiträge 
steigen per 
1. Januar 2013 
 
Der Mindestbeitrag für 
Selbstständigerwerbende 

wird von 475 Franken auf 
480 Franken erhöht und 
die betragliche Höchstlimi-
te der sinkenden Beitrags-
skala liegt neu bei 
56'200.- Franken (bisher 
55'700.- Franken).  

Der Mindestbeitrag für 
Nichterwerbstätige wird 
von 475.- Franken auf 
480.- Franken erhöht. 
Weitere Informationen 
sind unter www.ahv-iv.info 
zu finden.���� 
 
 

 
 
 

Anpassung Zinssät-
ze direkte Bundes-
steuer / Höchstab-
züge Säule 3a 
 
Das Eidg. Finanzdeparte-
ment hat die Zinssätze für 
das Kalenderjahr 2013 wie 
folgt angepasst: 

• Verzugs- und Rücker-
stattungszins 3% 

• Vergütungszins für Vor-
auszahlungen 0.25% 

Der Bundesrat hat zudem 
die Grenzbeträge der be-
ruflichen Vorsorge mit 
Wirkung ab dem 1. Januar 
2013 angepasst. Der obe-
re Grenzbetrag wurde von 
Fr. 83'520.- auf Fr. 



84'240.- erhöht. Damit 
gelten für den Steuerab-
zug im Rahmen der ge-
bundenen Selbstvorsorge 
(Säule 3a) folgende 
Höchstabzüge:  

• Höchstabzug Säule 3a 
für Steuerpflichtige mit 
2. Säule Fr. 6'739.- 

• Höchstabzug Säule 3a 
für Steuerpflichtige oh-
ne 2. Säule Fr. 33'696.- 

 

 

 
 

Keine Anrechnung 
von Geschäftsver-
lusten bei monisti-
scher Grundstück-
gewinnbesteuerung 
 
Gemäss Bundesgericht 
müssen Kantone mit mo-
nistischer Grundstück-
gewinnbesteuerung im in-
nerkantonalen Verhältnis 
(Sitz und verkauftes 
Grundstück innerhalb des 
selben Kantons) Ge-
schäftsverluste nicht an-
rechnen. Das gilt, obwohl 
diese kantonale Regelung 
das Gebot der Rechts-
gleichheit verletzt und da-
mit verfassungswidrig ist. 

Das Verwaltungsgericht 
Zürich hatte einen Liegen-
schaftsverkauf einer Ak-
tiengesellschaft zu beurtei-
len, die den Gewinn voll-
umfänglich mit dem Ver-
lustvortrag verrechnete. 

Das Gericht liess die Ver-
rechnung nicht zu, da das 
Steuergesetz des Kantons 

eine Verrechnung des 
Grundstückgewinns mit 
dem Geschäftsverlust 
nicht vorsieht. Die zürche-
rische Gesetzesregelung 
benachteiligt somit inner-
kantonale Geschäfte und 
sei deshalb verfassungs-
widrig, da sie das Gebot 
der Rechtsgleichheit ver-
letze. Indessen sei es Auf-
gabe des Gesetzgebers 
und nicht der Gerichte, die 
verfassungsmässig rechts-
gleiche Behandlung von 
inner- und ausserkantona-
len Unternehmungen her-
beizuführen, argumentier-
te das Bundesgericht. 
(Quelle: BGE 2C_747/ 
2010 vom 7.10.2011) � 
 

 
Prozentklausel bei 
Geschäftsmiete 
nicht zulässig 
 
Nach wie vor findet sich in 
vielen Mietverträgen für 
Geschäftsmieter die soge-
nannte Prozentklausel. Sie 
besagt, dass Mieter alle 
Reparaturen zahlen müs-
sen, die maximal 1% des 
Jahresmietzinses ausma-
chen. Dies gilt pro Einzel-
fall. Bei einer Jahresmiete 
von Fr. 80'000.- müsste 
der Mieter demnach jede 
Reparatur bis Fr. 800.- 
selber zahlen.  

Solche Klauseln verstossen 
gegen den Grundsatz, 
dass nur die Kosten für 
kleine Reparaturen (sog. 
kleiner Unterhalt), die der 
Mieter selbst hätte vor-
nehmen können, abge-
wälzt werden dürfen. 

Bereits haben einige kan-
tonale Gerichte sich klar 
gegen die Prozentklausel 
ausgesprochen und ent-
sprechende Urteile gefällt. 

Der Geschäftsmieter kann 
also Reparaturen, die er 

nicht selber ausführen 
kann, auf Kosten des 
Vermieters ausführen las-
sen. Dazu gehören vor al-
lem alle Reparaturen an 
technischen Geräten. 
(Quelle: Verband der Ge-
schäftsmieter) ���� 
 
 

 
 
 

Wann ist der Bonus 
steuerbar? 
 
In vielen Unternehmen 
werden die Boni im aktuel-
len Kalenderjahr beschlos-
sen und im Lohnausweis 
deklariert, aber erst im 
Folgejahr ausbezahlt.  

Das Bundesgericht hatte 
einen Fall zu beurteilen, 
bei dem ein leitender An-
gestellter den Bonus erst 
in dem Jahr steuerlich de-
klariert hat als er ausbe-
zahlt wurde. Während 
mehrerer Jahre wurde sein 
Bonus Mitte Dezember für 
das aktuelle Jahr ausge-
rechnet und dann im Fol-
gejahr ausbezahlt. 

Das Bundesgericht ent-
schied, dass der Bonus in 
dem Jahr einkommen-
steuerpflichtig ist, in dem 
ein Anspruch darauf be-
steht, also im aktuellen 
Jahr. Das Gericht erklärt, 
dass für die Einkommens-
steuer der Zeitpunkt ent-
scheidend ist, in welchem 
die steuerpflichtige Person 
eine Leistung vereinnahmt 
oder einen festen Rechts-
anspruch darauf hat.  

Besteht somit bereits im 
Dezember Klarheit über 



eine Bonusforderung und 
wurden bisher regelmässig 
Boni ausgerichtet, besteht 
ein Rechtsanspruch auf 
diesen Bonus - auch wenn 
der formelle Beschluss 
durch den Verwaltungsrat 
erst im darauf folgenden 
Kalenderjahr im Januar 
oder Anfang Februar er-
folgte. (Quelle: BGE 
2C_319/ 2012 vom 
17.10.2012) � 
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